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ommunale UVP – 
eine Definition

Der Begriff „kommunale UVP“ ist nicht
gesetzlich geregelt, er entstand in der
ersten Phase der UVP-Praxis Anfang der
1980er Jahre in einer Zeit der prakti-
schen Entwicklung auf freiwilliger Basis.
Mit dem Begriff werden jene Aktivitäten
zur Abschätzung von Umweltauswirkun-
gen des Verwaltungshandelns gekenn-
zeichnet, die sich generell im Zuständig-
keitsbereich der Kommunen befinden.
Die Eigenverantwortung wird groß ge-
schrieben.

Neben der Prüfung der Umweltaus-
wirkungen von städtebaulichen Vorha-
ben und Bebauungsplänen entstanden
Ansätze zur UVP im Beschaffungswesen,
die im Lauf der Zeit an Bedeutung verlo-
ren u. a. durch die Einführung des
„Blauen Engel“ und das Öko-Audit für
das Verwaltungshandeln.

Die eigenverantwortliche
kommunale UVP
Der Beginn der kommunalen UVP in den
1980er Jahren war gekennzeichnet von
einer euphorischen Aufbruchstimmung,
in der Umweltbelange einen hohen ge-
sellschaftlichen Stellenwert hatten. Die-
se erste Phase war geprägt durch Frei-
willigkeit unabhängig von gesetzlichen
Vorschriften. Es war die Zeit der Konso-
lidierung und Präzisierung der deut-
schen Umweltpolitik, die u. a. gekenn-
zeichnet war durch zahlreiche Gesetzge-
bungsverfahren im Umweltbereich.

Wichtige Meilensteine dieser Ent-
wicklungsphase waren der Bericht der
Kommunalen Gemeinschaftsstelle für
Verwaltungsvereinfachung (KGST) zur
kommunalen UVP als künftige Dauerauf-
gabe der Verwaltung im Jahr 1986, die
Gründung des UVP-Fördervereins (später
UVP-Gesellschaft genannt) im Jahr 1987,
wie die Einführung der UVP in der Stadt
Dortmund, und die Ausrichtung des 
1. kommunalen UVP-Kongresses in Frei-
burg im Jahr 1988, bei dem der damali-
ge Umweltminister Klaus Töpfer die UVP
als „Königsweg der Umweltpolitik“ be-
zeichnet und auf dem u. a. über die er-
sten Erfahrungen mit freiwillig durchge-
führten Umweltprüfungen auf Bebau-
ungsplanebene berichtet wurde.

Die freiwillige Entwicklung und An-
wendung der UVP auf kommunaler Ebene
wurde beeinflusst von der EG-Richtlinie
von 1985, die ab 1988 unmittelbare
Wirksamkeit entfaltete, weil das UVPG

erst 1990 mit zweijähriger Verspätung
verabschiedet wurde. Es gab in Deutsch-
land erste Anwendungen der UVP
zunächst in Großstädten, später folgten
dann auch mittlere und kleinere Kommu-
nen.

In dieser Phase gab es aber auch
Widerstände gegen die UVP von Seiten
unterschiedlicher Verbände aus Angst
vor einer Beeinträchtigung der Wirt-
schaft. Das Für und Wider die UVP
durchzog alle Ebenen von Politik und
Verwaltung.

Einführung der UVP-Pflicht in
der kommunalen Planung
Mit der Umsetzung der EG-Richtlinie zur
UVP im Jahr 1990 wurde die UVP-Pflicht
für bestimmte Vorhaben im kommunalen
Zuständigkeitsbereich festgelegt. Die
Pflichtaufgaben beschränkten sich je-
doch noch auf einen relativ kleinen An-
wendungsbereich:
c Flächennutzungspläne, aus denen in

Bebauungsplänen UVP-pflichtige Vor-
haben entwickelt werden können,

c Bebauungspläne, durch die eine
Zulässigkeit UVP-pflichtiger Vorhaben
geregelt wird,

c Feriendörfer und Hotelkomplexe und
sonstige Einrichtungen der Ferien-
und Fremdenbeherbergung, 

c planfeststellungsersetzende Bebau-
ungspläne.
Dieser rechtliche Rahmen verhin-

derte aber nicht die eigenverantwortli-
che freiwillige UVP auf kommunaler Ebe-
ne, die über den Pflichtkatalog des UVPG
hinausgeht. Bis Ende 1995 wurde die
UVP bereits in 217 Städten und Gemein-
den sowie in 33 Landkreisen und Pla-
nungsverbänden angewendet (Langer
1995). Auch auf Ebene der Flächennut-
zungsplanung wurden Umweltverträg-
lichkeitsprüfungen durchgeführt, z. B.
UVP zum Flächennutzungsplan Landau
i.d.Pf., 1992-94.

Diese Phase gilt als Experimentier-
stadium zur Entwicklung des Instruments
der UVP. Es entstand ein breites Spek-
trum an Vorgehensweisen und Methoden
bei der kommunalen UVP mangels kon-
kreter Vorgaben. Die Verwaltungsvor-
schrift zum UVPG (BMU 1985) wurde erst
im Jahr 1995 verabschiedet. Auch hier
sind die Regelungen zu den Methoden
weitgehend offen gelassen.

Die Inhalte der Prüfung waren häu-
fig sehr unterschiedlich, nicht immer
wurden alle Schutzgüter des UVPG abge-

arbeitet, dafür fanden andere Aspekte
wie Abfall, Ver- und Entsorgung Eingang
in die kommunale UVP.

Es bestanden Unterschiede in der
Organisation der Verantwortung für die
Durchführung der UVP in den Kommunen
(zentrale Stelle oder Eigenverantwor-
tung der einzelnen Fachämter in der
Verwaltung). Auch hinsichtlich des Ein-
satzbereichs (einfache oder umfassende
UVP) bestanden große Unterschiede.

Zur Verfahrensvereinfachung wur-
den vielerorts Checklisten entwickelt.
Große Bedeutung erhielt die Organisati-
on des Verfahrensablaufs, wobei Dort-
mund oft als Vorbild mit seinem hohen
kommunikativen Charakter diente. Es
war die Phase, in der über den Aufbau
von Umweltqualitätszielen im kommuna-
len Bereich diskutiert wurde, in der
neue Instrumente wie Umweltleitpla-
nung und Umweltgrundlagenplanung an-
gedacht und diskutiert wurden.

In Verbindung mit Diskussionen um
den Wirtschaftsstandort Deutschland
und dem Zwang zur Kostenreduzierung
in den öffentlichen Verwaltungen kann
ein Nachlassen der freiwilligen Aktivitä-
ten festgestellt werden. In der allgemei-
nen politischen Lage nach der Wieder-
vereinigung wurden die Schwerpunkte
der Politik auf nationaler Ebene wie auf
kommunaler Ebene aufgrund von verän-
derten Rahmenbedingungen insbesonde-
re im finanziellen Bereich geändert, Um-
welt stand nicht mehr an vorderer Stel-
le. Bestrebungen zur Verfahrensverein-
fachung und -beschleunigung führten
1993 zur Verabschiedung des Investiti-
onserleichterungs- und Wohnbaulandge-
setzes, das zu einer rechtlichen Aufwei-
chung der UVP-Pflicht in der vorberei-
tenden Bauleitplanung (Flächennut-
zungsplanung) führte.

Erweiterung der UVP-Pflicht in
der kommunalen Planung
Mit der Umsetzung der EU-Änderungs-
richtlinie zur UVP von 1997 wurde im
Jahr 2001 der Katalog der UVP-pflichti-
gen Vorhaben auch im kommunalen Zu-
ständigkeitsbereich erweitert (Bauvor-
haben nach Nr. 18 der Anlage 1 zu § 3
UVPG). Hiermit wurde ein großer Teil
städtebaulicher Vorhaben und der dazu-
gehörigen Bebauungspläne in die UVP-
Pflicht einbezogen. Es bestand aber noch
keine generelle UVP-Pflicht für die Be-
bauungspläne.

Bei der Änderung des UVPG im Jahr Sc
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2001 wurde mit der Festlegung von
Schwellenwerten für die generelle UVP-
Pflicht sowie die allgemeine und die
standortspezifische Vorprüfung eine
z. T. komplizierte Vorgehensweise bei
der Ermittlung der UVP-Pflicht im sog.
Screening-Verfahren eingeführt, das
zeit- und arbeitsaufwändig ist. Z. T. war
der Umfang der Unterlagen für das
Screening bereits so groß, dass er schon
einer „kleinen“ UVP entsprach. In der
Praxis hat dies immer wieder zu Kritik
am UVPG sowie zu Bestrebungen der Ver-
einfachung der Prüfung bzw. auch der
Umgehung der UVP-Pflicht geführt.

Einführung der SUP-Pflicht für
die Bauleitplanung
Bereits Mitte der 90er Jahre wurden die
Bemühungen zur Entwicklung einer SUP-
Richtlinie auf EU-Ebene intensiviert. Es
fand ein allgemeiner Diskussionsprozess
unter Beteiligung der Mitgliedstaaten
statt. Die UVP für Pläne und Programme
wurde bereits im Entwurf eines Umwelt-
gesetzbuchs in Deutschland vorbereitet.

Die EU-Richtlinie zur Prüfung der
Umweltauswirkungen von Plänen und
Programmen wurde im Jahr 2001 verab-
schiedet, mit der Maßgabe der Umset-
zung in den jeweiligen Mitgliedstaaten
bis zum Jahr 2004. In Deutschland er-
folgte die Umsetzung fristgerecht nur
für die städtebauliche Planung durch die
Novellierung des BauGB im Jahr 2004.
Bei der Umsetzung der SUP-Richtlinie im
BauGB wurde die weitgehend generelle

UP-Pflicht für die Bauleitplanung (so-
wohl auf der Ebene des Flächennut-
zungsplans als auch auf der Ebene des
Bebauungsplans) eingeführt, u. a. um das
aufwändige Screening-Verfahren zu ver-
einfachen. Verfahrenstechnisch interes-
sant ist dabei insbesondere die Möglich-
keit zur Bündelung der Umweltprüfun-
gen nach BauGB.

In der Novellierung des UVPG im
Jahr 2005 wurde dann die SUP für alle
sonstigen Plan- und Programmarten ein-
geführt. Dabei wurden auch weitere
kommunal relevante Planarten in die
UVP-Pflicht einbezogen, wie z. B. die
Raumordnungspläne, die Landschaftsplä-
ne, die Lärmminderungs- und die Luft-
reinhaltepläne. 

Die Regelungsdichte zur UVP im
kommunalen Bereich ist auch in Verbin-
dung mit zusätzlichen Anforderungen
der EU (z. B. FFH-VP, Lokale Agenda 21,
EMAS) damit sehr hoch geworden. In
Verbindung mit anderen umweltfachli-
chen Instrumenten (Eingriffsregelung,
Landschaftsplanung) entsteht ein zuneh-
mend komplexer werdendes System der
Umweltprüfung, das zunehmend mit der
Nachhaltigkeitsdiskussion verbunden
wird.

Mit der BauGB-Novelle von 2006 (Ge-
setz zur Erleichterung von Planungsvor-
haben für die Innenentwicklung der
Städte) wurde das vereinfachte Verfah-
ren für den Innenbereich eingeführt
(BauGB § 13a), wodurch in bestimmten
Fällen auf die generelle Umweltprüfung

verzichtet werden kann. Hierdurch wur-
de das Screening für bestimmte Pläne im
Innenbereich wieder eingeführt, was
nicht zu einer Vereinfachung des Verfah-
rens führte. 

Mit der Einführung des vereinfach-
ten Verfahrens im Innenbereich befindet
sich die Umweltprüfung auf rechtlicher
Ebene derzeit im Rückwärtsgang. Aller-
dings gibt es auch hier wieder Ansätze
auf kommunaler Ebene für eine Praxis,
die über das Minimum hinausgeht. Man-
che Kommune lässt trotz Innenbereichs-
regelung Umweltberichte in vereinfach-
ter Form zu Bebauungsplänen erstellen,
um angemessene Abwägungsunterlagen
zu erhalten. 

Der Praxis ist bei wenig problemati-
schen Baugebieten aus Umweltsicht zu
empfehlen, nicht das vereinfachte Ver-
fahren, sondern den vereinfachten, 
aber vollständigen Umweltbericht zu
wählen.

Ausblick
Die SUP erfordert andere Vorgehenswei-
sen bei der Prüfung von Umweltauswir-
kungen von Plänen als die UVP von Vor-
haben. Derzeit ist die Praxis noch stark
geprägt von UVP-Vorgehensweisen. Hier
muss die Entwicklung der Prognoseme-
thoden (Szenariotechnik, Alternativen-
prüfung, summenhafte Wirkungen von
Plänen) vorangetrieben werden. Dies
wird u. U. auch Rückwirkungen haben
auf die Inhalte von Plänen, die derzeit
teilweise zu differenziert sind, was ggf.
eine sehr aufwändige SUP erforderlich
machen kann.

In Zukunft muss die zeitliche Halt-
barkeit von Plänen bei ihrer Erstellung
stärker in den Vordergrund gerückt wer-
den. Dies bedeutet mit Sicherheit, dass
eine Umweltprüfung häufiger durchge-
führt werden muss, sobald sich die In-
halte des Plans oder Programms ändern.
Dabei kann die Umweltprüfung aber ggf.
in vereinfachter Form durchgeführt
werden unter Hinweis auf vertiefende
Prüfungen bei der Konkretisierung der
Planung auf der nächsten Planungsbene
(Abschichtung).

Ein großes Problem in der Praxis
stellt derzeit ein gewisser Wildwuchs
bei den Umweltberichten dar, für die
zwar Inhalte im BauGB und im UVPG
festgelegt sind, für deren Abarbeitung
aber kaum gesorgt wird. Es fehlt an ei-
ner effizienten Kontrolle auf der Ebene
der Planersteller, die für den Umweltbe-
richt zuständig sind, bzw. bei den Ge-
nehmigungsbehörden, sofern sie zustän-
dig sind.

Für die Fortentwicklung der Umwelt-
prüfung ist eine stärkere Harmonisie-
rung der verschiedenen Prüf- und Pla-
nungsinstrumente im Umweltbereich zu
wünschen. Hier liegen die HoffnungenSc
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Abbildung 1:  Meilensteine der UVP-Entwicklung
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auf einer entsprechenden Ausgestaltung
des Umweltgesetzbuchs. Mit der Vielzahl
der Prüfungsnotwendigkeiten und Mög-
lichkeiten im kommunalen Bereich sind
Ansätze einer langfristig angelegten
Nachhaltigkeitsprüfung erkennbar.

Anmerkung
Kurzfassung des Vortrags auf der Tagung der
UVP-Gesellschaft e. V. und des Lehrstuhls Land-
schaftsökologie und Landschaftsplanung am
6.9.2007 in Dortmund
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Dr. Michael Koch
Planungsbüro Michael Koch
Planung + Umwelt
Felix-Dahn-Straße 6
70597 Stuttgart
Tel. (0711) 976680
E-Mail: 
info@planung-umwelt.de

Die große Kreisstadt Lindau (B) liegt attraktiv im Dreiländereck
Deutschland, Österreich und der Schweiz. Unsere Fremdenverkehrs-
 und Tagungsstadt besitzt einen hohen Freizeitwert und verfügt über
ein sehr gut gegliedertes Schul- und Bildungsangebot.

Unser Stadtbauamt sucht zum 01.07.2008 und zunächst befristet
für die Dauer von 2 Jahren eine/n

Mitarbeiter/in
im kommunalen Umweltschutz
In dieser verantwortungsvollen Position erwarten Sie u. a. die
folgenden Herausforderungen:

• Kommunale Umweltverträglichkeitsprüfungen
• Eingriffsbeurteilungen mit Führung des Ökokontos
• Koordination und Konzepte in den Bereichen Luftreinhaltung,

Energie, Klimaschutz, Lärmminderung
• Mitwirkung bei der Landschafts- und Grünordnungsplanung
• Mitwirkung beim Natur- und Landschaftsschutz, Gewässerschutz,

Bodenschutz und Altlasten
• Umweltberichte, Umweltinformation, Umweltmonitoring
• Umweltbildung und Begleitung von Projektinitiativen der Lokalen

Agenda 21

Sie haben eine Fachhochschul- oder Universitätsausbildung der
Fachrichtung Landschaftsökologie, Landschaftspflege oder einer
vergleichbaren Fachrichtung mit Bezug zu kommunalen Umwelt-
schutzaufgaben. Eine einschlägige Berufserfahrung ist von Vorteil.
Wir erwarten, dass Sie Ihr Aufgabengebiet selbstständig und
kompetent nach innen und außen vertreten.

Die Eingruppierung erfolgt je nach Qualifikation entsprechend der
Entgeltgruppe E 9/E 10.  Die Beschäftigung erfolgt grundsätzlich
in Vollzeit.

Bewerbungsunterlagen richten Sie bitte bis drei Wochen nach
Erscheinen dieser Ausschreibung an:

Stadt Lindau (B)

Personalabteilung

Bregenzer Str. 6

88131 Lindau (B)

Telefon 08382 918-108


